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 Wie Aktivierung sich  
konkret vollzieht
Wolfgang Ludwig-Mayerhofer, Olaf 
Behrend, Ariadne Sondermann: Auf der 
Suche nach der verlorenen Arbeit. Ar-
beitslose und Arbeitsvermittler im neuen 
Arbeitsmarktregime, UVK  
Verlagsgesellschat, Konstanz 2009,  
302 Seiten, 29,00 Euro
Auf dem Cover des vorliegenden Buches 
beindet sich ein Glasfenster aus der Agen-
tur für Arbeit in Braunschweig, in dem 
unter dem Zeilen „Müßiggang ist aller 
Laster Anfang“ zwei Arbeiter Müßiggang 
betreiben. Der eine liegt bäuchlings ru-
hend auf einem Sand- oder Erdhaufen, der 
andere sitzt schlafend in einer Schubkarre. 
Über den Zaun schaut erbost-erregt ein 
Mann mit Krawatte und Hut, sichtlich 
eine Autorität entweder der Unterneh-
mer, Kapo oder Bauherr. Das Bild stammt 
nach Auskunt der AutorInnen aus der ers-
ten Hälte des 20.Jahrhunderts, als noch 
niemand vom aktivierenden Sozialstaat 
sprach. Auf dem sozialdemokratischen 
Magazin Vorwärts vom September 2001 
indet sich das Bild von zwei glatzköpi-
gen, rauchenden und Flaschen haltenden 
jungen Männern vor einem Graiti „Kein 
Recht auf Faulheit“ und dem Untertitel 
„Nur Geld kriegen, das ist vorbei“.
Die Darstellung und Vorstellung von 
Arbeit und Arbeitslosigkeit in der bilden-
den Kunst, in der Kunst am Bau oder in 
Bildern von Print- und anderen Medien 
lässt sicher Rücksschlüsse auf die je aktu-
elle gesellschatliche und politische Be-
deutung dieser sozialen Verhältnisse zu. 
Über historische Unterschiede hinweg 
gibt es als eine Strömung der Darstellung 
dieser Verhältnisse immer das Ausmalen 
von Arbeitsunlust, Faulheit und der dazu 
gehörenden autoritären Programme ihrer 
Bekämpfung.
Das vorliegende Buch blickt über die 
Programmatik aktivierender Sozialpolitik 
hinaus auf das, was in den Institutionen, 
die mit der Umsetzung der im Rahmen 
der Agenda 2010 in Krat gesetzten Re-
formen für moderne Dientsleistungen am 
Arbeitsmarkt – in der Alltagssprache auch 
Hartz-Reformen genannt – geschieht. 
Die dem Buch zugrunde liegende Unter-
suchung will sich darum „kümmern, wie 
Aktivierung sich konkret vollzieht und 
gestaltet wird“ (10).
In den Blick genommen werden des-
halb die „Fachkräte der Arbeitsverwal-
tung“ als „wichtige Instrumente in der 
Durchsetzung der neuen Arbeitsmarkt-
politik“ und Erwerbslose: „Beide Guppen 
agieren (…) mehrheitlich in einem gemein-
samen gesellschatlichen diskursiven (und 
damit auch handlungswirksamen) Raum: 
einer Gesellschat, die sich als Arbeitsge-
sellschat wahrnimmt und deutet. Wie 
diese Deutung unter den gegenwärtigen 
Bedingungen von den Verwaltungsak-
teuren wie den Arbeitslosen ‘prozessiert’ 
wird, ist Gegenstand dieser Arbeit, aber 
auch, wie mit den relativ wenigen von 
dieser Norm abweichenden Arbeitslosen 
umgegangen wird“ (10/11). Das empiri-
sche Material, das dem Buch zu Grunde 
liegt, stammt aus leitfadengestützten 
Interviews, die von dem Autorenteam 
an verschiedenen Orten Deutschlands 
im Rahmen eines vom IAB inanzier-
ten Projekts der Universität Siegen nach 
Einführung – d.h. während der begin-
nenden Umsetzung – der Arbeitsmarkt-
reformen durchgeführt wurden. Die Un-
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unterstellte Voraussetzung dazu die „Er-
werbsfähigkeit des Hilfebedürtigen“ er-
halten, verbessern oder wiederherstellen 
soll (19). Als zweites Merkmal wird auf das 
Absenken der Zumutbarkeitsregeln ver-
wiesen: Arbeit um jeden Preis. Als drittes 
die Abschafung von Fördermaßnahmen, 
über die neue Ansprüche auf Leistungen 
der Arbeitslosenversicherung erarbeitet 
werden können. Als viertes die Ermögli-
chung der Ausweitung von Niedriglohn-
beschätigung und mehr so genannter aty-
pischen Formen der Arbeitsverhältnisse. 
Als füntes die theoretische Öfnung von 
Fördermaßnahmen des SGB III für ALG 
II Berechtigte bei gleichzeitiger massen-
hater Nutzung von Ein-Euro-Jobs als 
– übrigens nach wie vor – quantitativ be-
deutsamsten Instrument der ‘Förderung’. 
Schließlich wird auf die besondere Bedeu-
tung der individualisierenden und ver-
plichtenden Eingliederungsvereinbarung 
als Eintritt in die Welt der Eingliederung 
hingewiesen. Insgesamt wird die Aktivie-
rung als eine „Subjektivierung der Verant-
wortung für die eigene Arbeitslosigkeit“ 
interpretiert (24). Gleichzeitig halten die 
AutorInnen diese Interpretation aber für 
„ungeeignet, die faktisch vorliegende, in-
stitutionelle Handlungskonstellation zwi-
schen Arbeitslosen bzw. Arbeit suchenden 
(…) und den Fachkräten der Arbeitsver-
waltung grundsätzlich begrilich adäquat 
zu erfassen“ (24). 
In ihrer Forschung beanspruchen die 
AutorInnen die Ebenen der rechtlichen 
und admistrativen Vorgaben genauso zu 
berücksichtigen wie „die Gestaltung der 
Handlungsrealität durch die Akteure“ 
(25). Aus ihrer Perspektive können sie eine 
verschärte Machtasymmetrie im Verhält-
nis von Arbeitsverwaltung und Arbeitslo-
sen identiizieren. Die Verschärfung wird 
darin gesehen, dass ein „speziischer Zwang 
die Handlungskonstellation durchzieht“ 
(25) und es die Herausforderung für die 
beteiligten Akteure ist, dieses Herrschats-
verhältnis zu „füllen“ (26). Die tonange-
benden Akteure sind dabei die Fachkräte, 
nicht zuletzt, weil „in der Summe“ der 
Lebenssituation der Erwerbslosigkeit „die 
Autonomie des erwachsenen Subjekts un-
ter gegebenen gesellschatlichen Normati-
vitäten wie rechtlichen Anforderungen in 
der Arbeitslosigkeit aller Wahrscheinlich-
keit nach arg in die Krise“ gerät (27). Die 
Arbeitslosen und Arbeit Suchenden sehen 
sich also einer sozialen Kontrolle ausge-
setzt. Sie müssen in die Institution der 
Fachkräte kommen, damit und solange 
sie ihre Sozialleistung beziehen. Den Fach-
kräten wird ein staatlicher Gestaltungs-
autrag ( in Arbeit bringen) zugesprochen 
und die Arbeitslosen gestalten die Situa-
tion ebenso handelnd u.a. dadurch „wie 
sie sich die Herrschatskonstellation ge-
danklich im Vorfeld zu eigen machen und 
wie sie dann in den entsprechenden Situa-
tionen reagieren“ (27). Die Fachkräte ste-
hen den Arbeitslosen in ihrer berulichen 
Rolle gegenüber und die Situation wird 
vom AutorInnenteam im Rückgrif auf 
Oevermann mit dem Begrif der „stellver-
tretenden Krisenbewältigung“ beschrieben 
(29). Die Bedeutung der Arbeitsmarktsi-
tuation für die konkrete Gestalt des Ar-
beitsverhältnisses zwischen Vermittler und 
Arbeitslosen wird herausgehoben und es 
wird geprüt, inwieweit alle Bewältigungen 
von Handlungsproblemen in diesem Feld 
„professionalisierungsbedürtig“ im Sinne 
einer stellvertretenden Krisenbewältung 
sind (30). Die AutorInnen gehen von einer 
„Teilprofessionalierbarkeit bzw. Teilprofes-
tersuchungsarbeit fand im wesentlichen 
2005 und 2006 statt, also in den ersten 
beiden Jahren der Hartz-Reformen. Zur 
Untersuchungsarbeit gehörte auch die 
Hospitation in einer ARGE und die Ko-
munikation mit verschiedenen AkteurIn-
nen auf Fachtagungen. Bei der Auswahl 
der befragten 67 Fachkräte wie bei der 
Wahl der Regionen wurde versucht, eine 
möglichst breite Vielfalt an Eigenschaten 
zu berücksichtigen (Arbeitsmarktlage, 
Form der Trägerschat, Zuständigkeit für 
erwachsene Arbeitslose, da nur solche be-
fragt wurden, unterschiedliche beruliche 
Traditionen wie Agentur, Sozialämter 
oder QuereinsteigerInnen, Alter, Ge-
schlecht). Die Regeln der Fallauswahl bei 
den 57 Arbeitslosen sollten ebenfalls die 
Vielfalt der möglichen Konstellationen 
berücksichtigen: Rechtskreis SGB II und 
III; möglichst einheitlicher Zeitpunkt des 
Eintritts der Arbeitslosigkeit, Erfahrung 
mit Arbeitsagentur oder Sozialamt, Alter, 
Geschlecht, Orientierung an Erwerbs-
biograie, unterschiedliche beruliche 
Bildung. Wegen der Frewilligkeit der Teil-
nahme an der Untersuchung gehen die 
AutorInnen von einer gewissen Selektion 
der Teilnehmenden aus, halten es aber für 
plausibel „dass wir es überwiegend mit 
dem erwartbaren Modallfall einer ten-
denziell distanzierten, nicht selten auch 
frustrierten, aber nur gelegentlich hostilen 
Haltung gegenüber der Arbeitsverwal-
tung zu tun haben, wie man sie wohl auch 
aus den Befragungen zur Kundenzufrie-
denheit herauslesen kann“ (57).  
Im einleitenden Kapitel wird die „neue 
Arbeitsmarktpolitik“ in ihren Grundzü-
gen, ihrer Logik, ihrer organisatorischen 
Gestaltung vorgestellt. In der Untersu-
chung geht es nicht nur um die Praxis 
der Aktivierung von Menschen, die dem 
Rechtkreis des SGB II zugeordnet werden, 
sondern auch um diejenigen, die in den 
Zuständigkeitsbereich der der Arbeitslo-
senversicherung des SGB III fallen.
Das Autorenteam rut die Schritte der 
rot-grünen Arbeitsmarktpolitik, wie sie 
in der so genannten „Hartz-Kommission“ 
entworfen worden ist, in Erinnerung. 
Ausgehend vom „Vermittlungsskandal“ in 
der damaligen Bundesanstalt für Arbeit 
wurden zwei Schritte zur Modernisierung 
der Arbeitsmarktpolitik projektiert: Ers-
tens Sofortmaßnahmen zur Hebung der 
Leistung der Institutionen durch mehr 
Wettbewerb, Kooperation mit Dritten 
und Kundenorientierung. Zweitens Struk-
turreformen, in deren Zentrum die Kon-
zentration der Arbeit auf Beratung und 
Vermittlung, der Umbau der Anstalt bzw. 
der Ämter zu Agenturen und die Abschaf-
fung der Arbeitslosenhilfe und der Sozial-
hilfe in der bisherigen Form zugunsten der 
einheitlichen Fürsorgeleistung im SGB II. 
Aus Sicht der AutorInnen ist der im 
Zusammenhang der Reformen genutzte 
Begrif der Dienstleistung „keinesfalls 
ausreichend (…), um das Verhältnis von 
Arbeitsverwaltung zu Arbeitslosen zu 
charakterisieren“ (16). In einer Analyse 
des Kundenbegrifs zeigen sie, dass das 
Verhältnis nicht von den Bedingungen 
und Möglichkeiten geprägt ist, die man 
landläuig mit dem Kundenbegrif ver-
bindet (Wahlfreiheiten). Als erstes be-
sonderes Merkmal der aktivierenden Ar-
beitsmarktpolitik wird die Position der 
Erwerbslosen als Adressaten einer bedürf-
tigkeitsgeprüten Fürsorgeleistung heraus-
gearbeitet, die ein schnelles und eigenver-
antwortliches Überwinden der Notlage 
durch Erwerbstätigkeit verlangt und als 
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Im Rahmen von detaillierten Fallre-
konstruktionen stellen die AutorInnen 
dar, mit welchen (erwerbs)biogaischen 
Voraussetzungen Arbeitslose den akti-
vierenden Institutionen gegenübertreten 
(61-110) Die LeserInnen trefen dabei auf 
sehr verschiedene Typen von Erwerbslo-
sen: einen Wirtschatsinformatiker aus 
Sachsen-Anhalt, auf eine süddeutsche, 
dual ausgebildete, in unterschiedlichen 
Berufen erfahrene Frau mit Kind, auf ei-
nen ebenfalls dual ausgebildeten Maler 
und Lackierer, der in der Fernmeldetech-
nik gearbeitet hat. Die Interviews werden 
anhand bestimmter hemen strukturiert 
vorgestellt: Die Bedeutung von Arbeit 
und Erfahrungen in der Arbeitswelt, die 
Bedeutung der Arbeitslosigkeit und die 
Bedeutung der Arbeitsverwaltung für 
die Bearbeitung der Krisensituation Ar-
beitslosigkeit. Das ForscherInnenteam 
stellt zusammenfassend drei „zentrale 
Handlungsprobleme in der Krise der 
Arbeitslosigkeit“ (105 f) heraus, die je-
weils unterschiedlich er- und gelebt wer-
den: Im Problembereich „Bewältigung 
der materiellen Existenzsicherung unter 
der Bedingung fehlender ökonomischer 
Autonomie“ zeigen sich bei den Arbeits-
losen Folgen für das Geschlechtsrollen-
verständnis und -verhältnis sowie für die 
Organisation der reproduktiven Arbeiten 
und den damit verbundenen Normalitäts-
vorstellungen. Im Problembereich „Die 
Sorge umd die Kinder“ (106) zeigt sich, 
dass „das Gefühl, schuld daran zu sein, 
dass die eigenen Kinder es (…) schwerer als 
andere Heranwachsende haben“ zu einem 
Verstärker der Krise werden kann, da zur 
Angst vor der eigenen Ausgrenzung noch 
die vor der Ausgrenzung und Stigmatisie-
rung der Kinder hinzu kommt – ergänzt 
um die Sorge, wie belastungsfähig „die Be-
ziehung zum Partner oder zu der Partne-
rin“ ist (106). Im dritten Problembereich 
„Fehlende Teilhabe am Erwerbsleben“ 
(107) zeigt sich, dass es dabei nicht nur 
um den inanziellen Mangel geht, sondern 
„die Arbeit selbst in ganz zentraler Weise 
fehlt“, was von den AutorInnen so inter-
pretiert wird, „dass ein rein instrumentel-
ler Bezug zur Erwerbsarbeit nicht vorhan-
den ist“ (107). 
Was die Erwartungen vor diesem Hin-
tergrund an die Bearbeitung der Arbeits-
losigkeit durch die Behörden sind, kann 
als durchaus komplex und unterschiedlich 
bezeichnet werden. Grundsätzlich sehen 
die AutorInnen ein „Spannungsverhältnis 
zwischen dem Wunsch nach Autonomie 
und dem Bedürfnis nach Unterstützung“ 
(107), sie sehen, dass frühere Erfahrungen 
mit den Behörden die aktuellen Erwar-
tungen prägen und sie stellen fest, dass alle 
vorgestellten Arbeitslosen „den Wunsch 
nach einer Unterstützung“ formulieren, 
„die über den reibungslosen Bezug der 
Transferleistung hinaus geht“ – letztlich 
wollen alle eine Unterstützung dabei, wie-
der schnell eine Stelle zu inden (108). Im 
Detail sind Erwartungen und realisiertes 
Verhalten der Arbeitslosen wesentlich von 
ihrer Lebensgeschichte und -situation be-
stimmt, aber – und das ist bezogen auf die 
Betrachtung der Aktivierung wichtig – 
alle sprechen der Arbeitsverwaltung „eine 
Verantwortung für das Fördern ihrer 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu“ (109). 
Dabei ist den AutorInnen der Hinweis da-
rauf wichtig, dass „viele der beschriebenen 
Probleme und Deutungen kaum oder gar 
nicht in den Interaktionen mit den Ver-
mittlern zur Sprache kommen“ auch wenn 
sie das Verhältnis zur Institution Arbeits-
sionalierungsbedürtigkeit für den beruf-
lichen Handlungsbereich der staatlichen 
Arbeitsvermittlung“ aus (30). Zu diesem 
Bezugsrahmen wollen sie in ihrer Untersu-
chung die „empirisch vorliegenden natur-
wüchsigen Vorgehensweisen“ in Beziehung 
setzen (30). Auf diese Weise beanspruchen 
sie eine „größere Tiefenschärfe“ in ihrer 
Untersuchung zu erreichen, denn „Aktivie-
ren“ kann auch nur „eine mögliche Form 
der Krisenbewältigung sein“ und unter 
Aktivieren kann „durchaus unterschiedli-
ches“ verstanden werden (31). Gegenüber 
in der untersuchten Praxis verwendeten 
Begrifen wie „Integration“ oder „Steu-
erung“ scheinen ihnen Begrife aus dem 
Bereich der Professionalisierungstheorie 
wie „Autonomie“ und „stellvertretende 
Krisenbewältigung“ geeigneter (31).
Neben der Handlungskonstellation 
spielt der organisatorische Rahmen, wie 
er durch die Etablierung von zwei Rechts-
kreisen SGB II (Fürsorge) und SGB III 
(Sozialversicherung) sowie unterschiedli-
chen Trägerschaten (Bundesagentur für 
Arbeit, Mischverwaltungen der ARGEn, 
Trägerschat durch Optierende Kommu-
nen) vorgefunden wird, eine Rolle. Trotz 
der Berücksichtigung der Unterschied-
lichkeiten der Rechtskreise und Träger-
schaten gehen die AutorInnen davon aus, 
dass Aktivierung ein Grundmuster der 
Arbeitsmarktpolitik ist, das sich geltend 
macht (36) auch wenn man die Diferenz 
der Problemkonstallationen der Men-
schen in den Rechtskreisen und zwischen 
ihnen ( u.a. Dauer der Arbeitslsoigkeit, 
Einkommenshöhe, Qualiikation…) be-
rücksichtigt. Sie können jedenfalls deut-
lich machen, welche organisatorischen 
bzw. organisationsbezogenen Reformen 
die Träger des SGB III und SGB II ein-
rahmen und beeinlussen. Es sind die 
bekannten Managementverfahren wie 
Zielvereinbarungen von oben nach unten, 
es sind Controllingsysteme anhand von 
Wirkungsindikatoren, es sind vereinheit-
lichte Geschätsmodelle für die Arbeits-
abläufe in den Agenturen zwischen Ein-
gangszonen, Selbstbedienungscenter und 
Beratung/Vermittlung und Leistung. Es 
sind Verfahren der Kategorisierung der 
Kunden und darauf aufbauendes Fall-
management (41f). Die „Standortbestim-
mung“ der Kunden gilt als wesentliches 
Moment der ersten Kontakte mit den 
Arbeitslosen und die Zuordnung zu Kun-
dengruppen und Betreuungsstufen, die 
den Arbeitslosen selber nicht kommuni-
ziert wird, zieht die Anwendung bestimm-
ter Maßnahmen gegenüber den ‘Kunden’ 
nach sich. Insgesamt sehen die AutorIn-
nen diese Zuordnungen als „letztlich doch 
reichlich beschränkten Versuch“ der Un-
terschiedlichkeit der Arbeitslosen gerecht 
zu werden (47) und gerade wegen dieser 
Beschränktheit ist ihnen der forschende 
Blick darauf wichtig, welche Handlungs-
spielräume die Akteure haben und wie sie 
diese vielleicht nutzen. Als Maßstab ihrer 
Betrachtung dieser Prozesse dient ihnen 
die Frage „inwieweit im Setting der Ar-
beitsverwaltung die Autonomie, soweit 
vorhanden, oder anders gesagt: der Sub-
jekt-Status der Arbeitslosen respektiert 
wird, selbstverständlich immer im Rah-
men der Einschränkungen. die das Gesetz 
formuliert“ (48). Die AutorInnen fragen 
dementsprechend nach „Teilhabechan-
cen“ im Rahmen der sozial ungleichen 
Positionen der Erwerbslosen und danach, 
ob und wie die Praxis der Aktivierung Un-
gleichheiten reproduziert, verstärkt oder 
ihnen entgegenwirkt (48).
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paart sich gut mit dieser fordernden Päd-
agogik: „Eine politische Legitimation von 
solidarischem Handeln als, wenn man 
so möchte , politischem Wert an sich, ist 
bei diesen Arbeitsvermittlern nicht mehr 
anzutrefen“ (127). Im Deutungsmuster 
des rationalen und technokratischen Ak-
tivierens – so die deprimierende Schluss-
folgerung der AutorInnen – vollzieht sich 
ein Herrschatshandeln und das Denken 
der AkteurInnen wird geregelt „über die 
Inhalte der Steuerungsprogramme des 
SGB und der BA, die im Denken (…) an 
die Stelle der Leben der Klienten treten“ 
(128) – und nur wer als Klient sich in diese 
Logik einlässt, hat Chancen, entspre-
chend integriert zu werden. Der zweite 
Typ des Aktivierens wird als „einfühlsam“ 
vorgestellt, weil er den Versuch einer Per-
spektivenübernahme macht und so näher 
an den Krisen seiner Klienten ist (136). 
Interessant ist dabei, wie die eigene Bio-
graie des Vermittlers auf seine Aktivie-
rungspraxis wirkt, geht er doch letztlich 
von seinen Bewältigungsweisen von Kri-
sen und Umbruchsituationen als vernüti-
ges Handlungsmodell aus und sieht er im 
Verlust der Möglichkeit, die Rolle des Fa-
milienernährers ausfüllen zu können, die 
wesentliche Krisendimension. Klienten, 
die sich angesichts dieser Bedrohung so 
„leistungswillig, mobil, entbehrungsfähig 
und lexibel“ verhalten (130), können auf 
sein Verständnis und seine Unterstützung 
rechnen. Hofnungslosen Fällen, denen er 
Chancenlosigkeit am Arbeitsmarkt attes-
tiert, widmet er weniger Zeit und insge-
samt repräsentiert er ein Modell der Ak-
tivierung, in dem die Menschen sich mit 
dem Abinden was ihnen als (Abstiegs)
perspektive geboten wird (133). Es liegt 
nahe, dass jemand, der sein eigenes Leben 
quasi als Richtschnur seines professionel-
len Handelns begreit, den technischen 
Vorgaben des Vermittlungsvollzugs wie 
standardisierten Handlungsprogrammen 
skeptisch gegenüber steht (vgl. 135). Auch 
beim dritten Aktivierungstyp ziehen die 
AutorInnen eine enge Verbindung vom 
berufsbiograischen Hintergrund zur 
Entwicklung eines speziischen aktivie-
renden Verhaltens. Die Beispielvermitt-
lerin für den Typ „Freundliches und be-
stimmtes Steuern“ (137 f) kommt aus der 
Weiterbildungsbranche und sie bringt ein 
„naturwüchsiges Fallverstehen (137) mit, 
das sich mit einer positiven Übernahme 
der übergeordneten Position als Vermitt-
lerin und des Ziels der Eingliederung in 
Arbeit verbündet. In der Relexion des 
Eingliederungsbegrifs mit seiner Her-
kunt dem Kontext der Resozialisierung 
von Stratätern machen die AutorInnen 
deutlich, dass Erwerbslosigkeit so letztlich 
als abweichendes Verhalten gelesen wird, 
denn eigentlich sind die Einzelnen „in Ab-
hängigkeit von der Staatszugehörigkeit ja 
schon immer als Teil eines Volkssouveräns 
in etwas eingegliedert“ (139). Dieser Ge-
danke belegt, dass Erwerbslose nicht als 
Staatsbürger von der Arbeitsverwaltung 
adressiert werden, sondern als Menschen, 
die von einer Norm abweichen bzw. eben 
als Arbeitskrat. Sehr schön zu lesen und 
nachzuvollziehen ist die Analyse der Spra-
che einer autoritär-professionellen Praxis 
der Aktivierung, in der die Vermittlerin 
ihre Arbeit beschreibt. Da werden Ar-
beitssuchende gefragt, ob sie mit ihr in 
eine Richtung gehen wollen, da werden 
Arbeitssuchende „geschnappt“ oder an ih-
nen werden „Nägel angesetzt“ (140/141). 
An langfristig Erwerbslosen wie dem so 
genannten „alten Sozialamtsadel“ wird 
verwaltung und ihren Fachkräten maß-
geblich formen (110).
Die Seite der Fachkräte, der Vermitt-
lerInnen, wird anhand ihrer handlungs-
leitenden Deutungsmuster betrachtet. 
Darunter verstehen die AutorInnen 
„grundsätziche Denkweisen, die hand-
lungsleitend sind und einen inneren 
Zusammenhang aufweisen. Solche kom-
plexen Deutungsmuster fußen ot auf im-
pliziten und generativ deutungsmächtigen 
Überzeugungen (Deutungsmusterker-
nen), die als heorien semantisierbar und 
entsprechend von uns hier rekonstruierbar 
sind“ (111). Bei den berulich handlungs-
leitenden und legitimierenden Deutungs-
mustern kann die ForscherInnengruppe 
drei grundsätzlich unterscheidbare Mus-
ter erkennen: „Aktivieren, traditioneller 
Paternalismus und Sozialstaatskonserva-
tivismus“ (111). Die AutorInnen wollen 
und können nicht für sich in Anspruch 
nehmen, sozialhistorisch zu erklären, wie 
sich das prominent bei den Fachkräten 
vorgefunde Deutungsmuster Aktivieren 
durchgesetzt hat. Sie nehmen aber einen 
„enormen Wandel des Denkens und des 
Geistes der Organisationen in Richtung 
Aktivierung“ wahr, der „von vielen Mitar-
beitern mitgetragen wird“ (112).
Beim Deutungsmuster Aktivieren 
werden drei Typen unterschieden und 
anhand ausführlicher Interwiepassagen 
interpretiert (113 f). Der erste Typ wird 
als technokratisch charakterisiert. Das 
Handlungsmuster dabei ist grundsätzlich 
eines, das die Autonomie der Arbeitslosen 
untergräbt bzw. primär als nicht vorhan-
den unterstellt. Die ‘Kunden’ werden als 
unselbständige Wesen beschrieben, die 
an die Hand genommen werden müssen. 
Sehr schön zu lesen ist dabei das Herausar-
beiten des Mantra der Integration, das „als 
Ziel über allem, was folgen wird schwebt“ 
(115). Damit wird klargestellt, dass es der 
Arbeitsverwaltung nicht mehr darum 
geht, auf Stellen zu vermitteln, sondern 
es sollen „Übergänge aus der Arbeitslosig-
keit in den Arbeitsmarkt“ bewirkt werden 
(116). Deutlich herausgearbeitet wird, 
dass „der Klient Objekt der Intervention 
und nicht Mitgestalter in einem Arbeits-
bündnis ist“ (118) und dass Arbeitslosig-
keit subjektiviert wird, dass „das Subjekt 
der verantwortliche und zentrale Ansatz-
punkt für staatliche Arbeitsmarktinter-
ventionen geworden ist“ (120) – obwohl 
auch Fachkräte wissen, dass der jeweilige 
Arbeitsmarkt womöglich sehr wenig Stel-
len hergibt. Interessant wäre es zu wissen, 
in welcher Weise die AutorInnen das Ver-
hältnis von Subjektivierung der Erwerbs-
losigkeit und Individualisierung des gesell-
schatlichen Problems Erwerbslosigkeit 
sehen, denn beim Lesen erscheint Subjekt 
manchmal identisch mit der Vorstellung 
eines Individuums zu sein, und manchmal 
liest sich Subjekt eher als Beschreibung ei-
ner kollektiven Situation, der Erwerbslose 
mit gesellschatlichen und bürokratischen 
Zumutungen und Anforderungen unter-
worfen sind. Wird ein solches Wissen, 
dass es nicht um die Vermittlung einer Ar-
beit, sondern quasi um Ersatzhandlungen 
geht, aber von z.B. jungen Erwerbslosen 
geäußert, so wird es als Verweigerung in-
terpretiert und das beruliche Handeln, 
das gesetzlichen Regeln folgt, fügt mit sei-
ner Sanktionierungslogik der Lebenser-
fahrung der ‘Jungen’ eine weitere „demo-
tivierende Erfahrung der Ausgrenzung“ 
hinzu (123). Ein Sozialstaatsverständnis 
der auf die Plicht zur Erbringung von 
Gegenleistungen verkürzten Reziprozität 
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Das Speziikum der VermittlerInnen, 
die dem sozialstaatskonservativen Deu-
tungsmuster zugerechnet werden, ist „ihre 
Sichtweise, dass nicht alle Klienten akti-
viert werden müssen“ (156). Unter ihnen 
gibt es einige wenige, für die ein republi-
kanisches Staatsverständnis handlungs-
leitend für solidarische Unterstützung ist 
und es gibt welche, die die Wirtschat vor 
‘unfähigen’ Erwerbslosen schützen wol-
len. Das Argument, dass der Arbeitsmarkt 
als unabhängige Variable das Problem der 
Arbeitslosigkeit sei, und nicht das Verhal-
ten der Erwerbslosen, ist weit verbreitet. 
Hervorgehoben wird, dass sie ernsthat 
den Versuch unternehmen, die Situation 
ihrer Klienten zu verstehen und deren 
Autonomie respektieren, was jedoch die 
Erwartung beinhaltet, „dass diese von sich 
aus aktiv sind“ (164). Sie relektieren ihre 
Herrschatsposition und die soziale Kon-
trolle, die sie ausüben, denn auch sie „diszi-
plinieren (…) Unwillige“ (164). Insgesamt 
„sehen sie die strukturellen Probleme der 
neuen Arbeitsmarktpolitik am deutlichs-
ten“ und sehen sich mit ihren Interpretati-
onen „in der Defensive“ (164/165).
Im Resümee der gesamten Gespräche 
mit allen ArbeitsvermittlerInnen geben 
die AutorInnen als knappe Antwort, was 
sie gefunden haben: „Sehr viel soziale 
Kontrolle in Form des Aktivierens; recht 
häuig den Wunsch nach mehr Dienstleis-
tung (Vermitteln), der aber an der Reali-
tät sehr ot scheitert; und ziemlich wenig 
stellvertretende Krisenbewältigung“(165). 
Neben der knappen Antwort bieten sie 
aber auch weitergehende Relexionen, vor 
allem auf die „soziologisch interessierende 
Frage“, „warum das neue Prinzip des Ak-
tivierens von der Mehrheit der Befragten 
akzeptiert wird“ und von den Aktivierern 
auch zu eigen gemacht wird (166). Von der 
Eizienzsteigerung und Rationalisierung 
geht – so interpretieren die AutorInnen – 
eine Faszination und Suggestion aus, die 
„in der Einfachheit, Klarheit und orientie-
renden Krat der Modelle“ liegt; die „Pas-
sung“ zur neuen Programmatik ist jedoch 
eine, „die der Berufstätigkeit vorgängig ist, 
also die ganze Person (der VermittlerIn-
nen, WV) vor allem auch als politisches 
Subjekt umfasst“ (166). Es ist also in letz-
ter Instanz die politische Akzeptanz der 
neuen Reziprozität und ihres „Mantra der 
Integration in Arbeit“. So wird die lebens-
praktische Autonomie auf „ökonomische 
Eigenständigkeit (und damit Unabhän-
gigkleit von Transferleistungen)“ verkürzt 
und die Ersparnis von Kosten für diie 
„Allgemeinheit“ zur Vorgabe für das ei-
gene beruliche Handeln. Im Arbeitsalltag 
wird dieses Handeln dann „übergriig 
und deautonomisierend“ (166). Im Rück-
grif auf Bourdieu und Passeron sehen sie 
die „vorherrschende ‘geräuschlose’ Durch-
setzung neuer kultureller Standards (Le-
bensführung, Normalitätserwartungen, 
Zumutbarkeiten, Akzeptanzniveaus usf.)“ 
als „Macht zur symbolischen Gewalt“, als 
vom Sozialgesetzbuch II legitimierte „kul-
turelle Willkür“ der ArbeitsvermittlerIn-
nen gegenüber ihren Klienten (167). Die 
Akzeptanz des Deutungsmusters des Ak-
tivierens ist hier verglichen mit den ande-
ren Deutungsmustern „entlastender“, vor 
allem weil die anderen „dazu führen, dass 
man über die gegenüber Klienten durch-
zusetzenden Zumutungen doch auch kri-
tisch nachdenkt“ (168). Stattdessen ver-
körpert die Aktivierung die Ausweitung 
der „Norm des Arbeitnehmermodells 
auf alle Bereiche des gesellschatlichen 
Lebens“ und ihre gedankliche Institutio-
versucht, die mit den Gesetzen für mo-
derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 
formulierte verstärkten Gegenleistungs-
erwartungen („neue Reziprozität“) mo-
ralisierend durchzusetzen (142/143). In 
der Interpretation dieser Praxis zeigen die 
AutorInnen, wie beschränkt und „extrem 
technokratisch“ (148) das Verständnis 
von Autonomie und Eigenständigkeit 
der Aktivierungs-Akteure ist, denn bei 
ihnen steht das „wie“ des „Weges zur Ei-
genständigkeit im Arbeitsbündnis“ gar 
nicht zur Debatte (144). Die AutorInnen 
erläutern an diesem Beispiel auch, was 
sie als „neuen Geist des SGB II“ sehen 
(144): Als hinfällig erklärt wird die alte 
Konstitution des Subjekts als in einem 
demokratischen Volkssouverän politisch 
Vergemeinschateter. Eingeführt wird das 
neue Modell der formalen, gesellschat-
lichen Zugehörigkeit, die nur über Ver-
träge organisiert ist.“ (144) Aus Sicht der 
AutorInnen bleibt, da die politische Zu-
gehörigkeit durch Verträge ersetzt wird, 
„nur äußere Kontrolle, Zwang“ als Weg 
zur Durchsetzung dieser Verträge. Dies 
ist sicher eine treliche Charakterisierung 
einer Situation, in der sich Rechte nicht 
mehr aus einer politisch deinierten Zu-
gehörigkeit ableiten. Aber die Frage ist, ob 
die hier mit transportierte Unterstellung, 
dass sozialpolitische Regulierungen und 
Rechte vorher nur auf politischer Zugehö-
rigkeit als „Vergemeinschatungsprinzip“ 
basierten, richtig ist. Zumindest wird dem 
Rezensenten nicht deutlich, wie die klassi-
sche Trennung der Sozialpolitik in Arbei-
ter- und Armenpolitik in dieses Bild passt, 
denn in beiden Feldern gab und gibt es 
neben der politischen Zugehörigkeit und 
Citizenship doch eine große Diferenzie-
rung von lohnarbeitsabhängigen Anwart-
schaten bis zu bedürtigkeitsgeprüten 
Leistungen. Das wichtige an dieser Praxis 
aus Sicht der AutorInnen bleibt jedoch der 
Steuerungsgewinn gegenüber den zu Ak-
tivierenden durch Verträge.
Und in diesem Sinne wird es als Erfolg 
betrachtet, wenn KlientInnen sich steuern 
lassen und die Bereitschat besteht, sich als 
„ganze Person“ ändern zu lassen (148). In 
diesem Zusammenhang ist der Hinweis 
der AutorInnen zu betonen, dass die Akti-
vierInnen ihre Herrschatsposition „kaum 
bis gar nicht“ relektieren (148). 
Von den aktivierenden Typen abgesetzt 
werden zwei Deutungsmuster, die die Au-
torInnen imRahmen ihrer Untersuchung 
gebildet haben: Das „traditionell paterna-
listische Deutungsmuster“ (149 f ) und das 
„sozialstaatskonservative Deutungsmus-
ter“ (156 f ). Als besonderes Kennzeichen 
der ersteren gilt ihre Ablehnung „der Sub-
jektivierung der Schuld der Arbeitslosen 
an der eigenen Arbeitslosigkeit“ (149). Das 
hindert sie aber nicht daran, „selbstherrlich 
soziale Kontrolle“ auszuüben (155) und 
den KlientInnen die „Plicht“ zuzuschrei-
ben „sich helfen zu lassen“ (155). Als Pa-
ternalisten wissen sie, was gut für die Kli-
entInnen ist. Sie handeln als „fürsorgliche 
Agentin(nnen) der Arbeitsgesellschat“ 
(153/154) und erfahren die Arbeitsmarkt-
reformen vor allem als „Einschränkung der 
eigenen Handlungsspielräume“ (154). Die 
Situation in der Region bildet für sie einen 
wichtigen Bezugspunkt ihres Handelns, 
sowohl der regionale Arbeitsmarkt wie 
auch die „lokale Gmeinschat“ (155). Die 
paternalistischen Typen kommen biogra-
isch aus proletarischen Milieus, „für die 
die Amtslaufbahn eines Kindes zwar etwas 
verdächtig ist, aber doch und vor allem ei-
nen Aufstieg bedeutet“ (156).
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Beispiel eines alleinerziehenden Vaters und 
Hinweisen auf die Ignoranz der Behörden 
gegenüber Zusammenleben in Patchwork-
Familien(192 f ) – wie auch das Verantwor-
tungsgefühl, den Kindern keine negativen 
Folgen der eigenen Erwerbslosigkeit zu-
muten zu wollen. Die Forderung von Ver-
mittlern, durch eigene Erwerbsarbeit die 
Familie zu ernähren, wird prinzipiell auch 
von den befragten Erwerbslosen formu-
liert. Doch stellen die AutorInnen einen 
wesentlichen Unterschied in der Perspek-
tive fest: Die typische Argumentation der 
VermittlerInnen verbindet die Betonung 
der Familie mit dem Gebot der Kostenre-
duzierung: „Die Familie wird zum Anlass 
für die Forderung, weniger Kosten zu pro-
duzieren. Zugleich wird über den Vorbild-
charakter, den nur arbeitende Eltern für 
ihre Kinder hätten, eine kulturelle Norm 
zementiert, die die Stigmatisierungsdyna-
mik der Arbeitslosigkeit für die arbeitslo-
sen Bürger noch verstärkt“ (179).     
Dass die unter dem Slogan des För-
derns und Forderns ablaufende Subjek-
tivierung von Arbeitslosigkeit auf Seiten 
von VermittlerInnen dominant ist, wurde 
an den verschiedenen Typen der Aktivie-
rerInnen plausibel. Die AutorInnen gehen 
nun auch der Frage nach, inwieweit sie bei 
den befragten Arbeitslosen solche Sub-
jektivierungen inden. Sie stellen etliche 
Hinweise auf diesen Prozess fest – selbst 
wenn gleichzeitig ein Bewußtsein über die 
ökonomischen Gründe der Arbeitslosig-
keit besteht. Zu den Hinweisen gehören 
u.a. dass es für die Interviewten eine ganz 
zentrale Frage war, warum ihre „Suche 
nach einem Arbeitsplatz nicht erfolgreich 
verläut“, oder Anfragen an das eigen 
Alter, die Qualiikation, das eigene Auf-
treten (vgl. 181 f). In etlichen Interviews 
stellen die ForscherInnen auch das Tei-
len einer Subjektivierung fest, die Schuld 
und Arbeitsbereitschat „auch mit Blick 
auf andere Arbeitslose“ aufgreit (182). 
Die Äußerungen bewegen sich dabei zwi-
schen den Polen des Ressentiments und 
der Relexion der Folgen gesellschatlicher 
Ausgrenzungsprozesse. Trotz dieser wahr-
nehmbaren Subjektivierungen von Ar-
beitslosigkeit gibt es bei den befragten Er-
werbslosen „keine generelle Zustimmung 
zu den Reformen“(183), da sie mit ihren 
Vorstellungen von Leistungsgerechtigkeit 
und Statussicherung kollidieren. Auch 
das Konzept, über Leistungskürzungen 
die Arbeitsbereitschat zu erzwingen, 
wird als „illegitime Strafe für eine Situa-
tion betrachtet, an der die Betrofenen gar 
nicht schuld seien“ (183). Solche Einschät-
zungen inden sich auch auf Seiten einiger 
Arbeitsvermittler. Was die Stimatisierung 
angeht, so wird eine größere Angst vor ihr 
bei den Arbeitslosen festgestellt, die ins 
SGB II gehören und die Zusammenlegung 
von Arbeitslosen mit Sozialhilfeemp-
fängerInnen wird selten positiv bewertet 
(184). Sehr erhellend sind die Interpretati-
onen der AutorInnen über die Bedeutung 
der Organisations- und Bürokratiekultur 
der Arbeitsverwaltungen. Diese – so die 
Aussage der AutorInnen – ist orientiert 
an Standards von Angestelltentätigkeiten 
und diese „impliziten Standards der Ar-
beitsverwaltung (…) strukturieren die Ge-
samtheit der Kontakte von Arbeitslosen 
und Arbeitsverwaltung“ (185), was dazu 
führt, dass alle, die mit diesen Standards 
nicht klar kommen, schlechte Karten 
haben: ihnen fehlt es an verwaltungsbe-
zogenem kulturellen Kapital (187). Diese 
impliziten Normen führen auch zur 
Mißachtung von berufsfeldspeziischen 
nalisierung als „Schwellenwert für Integ-
ration“ (169).                 
Im Kapitel 4 des Buches (171-274) 
werden die erforschten Perspektiven der 
Erwerbslosen und VermittlerInnen auf-
einander bezogen. Schließlich ist es von 
großem Interesse, ob und wie das Akti-
vierungsansinnen der Fachkräte bei den 
Erwerbslosen ankommt. „Machen sich die 
befragten Arbeitslosen die Aktivierungs-
programmatik zu eigen oder nehmen sie 
diese als eine Form der Fremdbestimmung 
wahr, der sie notgedrungen folgen müssen“ 
– so lautet „etwas polarisierend“ die Frage 
der ForscherInnen. Die Frage ist insofern 
besonders spannend, können die AutorIn-
nen doch als Ergebnis ihrer Gespräche mit 
den Arbeitslosen festhalten, dass „das Bild 
des aktivierungsbedürtigen Arbeitslosen 
jedenfalls in seinen Grundzügen falsch 
zu sein scheint“ (171). Die Vorstellung, 
dass nur die Teilhabe an Erwerbsarbeit 
die „volle gesellschatliche Teilhabe“ ist, 
war prägend für das beruliche Handeln 
der VermittlerInnen aller oben vorgestell-
ten Typen. Dies Deutungsmuster kann 
aus Sicht der AutorInnen als „geteilte 
Grundlage“ gelten, da auch die befragten 
Erwerbslosen es formulieren. Sie „neh-
men die eigene Situation als erzwungene 
Abweichung von der Norm wahr, aktives 
Mitglied der Arbeitsgesellschat zu sein“ 
(172). Anhand von verschiedenen Bei-
spielen veranschaulichen die AutorInnen, 
wie die implizite Deutung der Relevanz 
von Erwerbsarbeit die Wahrnehmung der 
eigenen Situation bestimmt. Die Beispiele 
erzählen vom Unterschied zwischen selbst 
verdientem Geld und Arbeitslosengeld II, 
von Praktiken der Selbstdisziplinierung, 
in denen ein Äquivalent zum Tagesablauf 
von Erwerbsarbeit gesucht wird und von 
den Ansprüchen und Ängsten, die mit Er-
werbsarbeit bei den befragten Arbeitslosen 
verbunden waren. Die AutorInnen können 
dabei eine Gleichheit bei allen befragten 
Arbeitslosen hinsichtlich „des Anspruchs 
auf Teilhabe an Erwerbsarbeit, nicht hin-
sichtlich der Biograien und der Lebens-
umstände, unter denen diese Teilhabe zu 
verwirklichen ist“ (174) feststellen. Und 
genau diese Umstände sind es dann, die in 
der Interaktion zwischen Fachkräten der 
Arbeitsverwaltung und den Erwerbslosen 
von besonderer Bedeutung sind. Denn die 
Situationen werden durchaus kontrovers 
interpretiert. Die Beschätigung im so ge-
nannten Zweiten Arbeitsmarkt kann als 
weniger stressbelastete Situation interpre-
tiert werden, wenn vorher die Stationen 
der berulichen Biograie vorwiegend als 
„Ort der Gefahren“ (z.B. Mobbing) er-
fahren wurde. Die Mehrheit der Befragten 
sieht solche Formen der Arbeit eher als 
„eine Art letzte Alternative zu erzwunge-
ner Untätigkeit“ (176) mit denen sie sich 
vom „Gefühl der Nutzlosigkeit“ entlasten 
und „in diesem Rahmen die Normen der 
Arbeitsgesellschat erfüllen“ (176). Die In-
terpretation der Vermittlung in Ein-Euro-
Jobs als „Ermutigung“ oder „Belohnung“, 
wie dies von befragten VermittlerInnen 
formuliert wurde, passt zur Sichtweise 
der befragten Arbeitslosen genauso wenig 
wie der Gedanke der Überprüfung der 
Arbeitsbereitschat. Aber es werden nicht 
nur unmittelbar erwerbsarbeitsbezogene 
Erfahrungen für die hierarchische Inter-
aktion Behörde – Arbeitslose relevant, 
sondern die AutorInnen beschreiben auch 
„die Bedeutung von Kindern für die Teil-
habe am Deutungsmuster“ (177). Dabei 
spielt sowohl die Vereinbarkeitsproblema-
tik eine Rolle – mit der Zuspitzung auf das 
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Hand“ (209)  zu einer Reproduktion von 
sozialer Ungleichheit kommt, „weil höher 
qualiizierte Klienten aufgrund ihres Sta-
tus und kulturellen Kapitals bevorzugt be-
handelt werden“ (210). Interessant ist die 
Feststellung, dass aus Sicht der befragten 
Erwerbslosen die Eingliederungsverein-
barungen selten „krisenhat“ sind, weil 
dort etwas festgehalten wird, was sie im 
Interesse, wieder eine Arbeit zu inden 
soundso tun würden (213). Diese Erwar-
tung nach Vermittlung einer Stelle wird 
jedoch mehrheitlich enttäuscht, weshalb 
inzwischen auch nicht mehr Vermitt-
lungen, sondern Integrationen zum Er-
folgskriterium der Arbeit der Behörden 
werden. Integrationen sind „Eintritte in 
ein Beschätigungsverhältnis“ unabhän-
gig davon, wie diese Eintritte zu Stande 
kommen (213). Aus Sicht – sicher nicht 
nur des Rezensenten – wird hier gezeigt, 
wie efektiv die modernisierte Arbeitsver-
waltung Vermittlungskandalen vorbeugt. 
An der Vermittlungspraxis selber wird 
ein organisatorisch produziertes Prob-
lem aufgezeigt, nämlich die Trennung 
der Vermittler in solche für Arbeitgeber 
und solche für Arbeitnehmer (214 f) und 
die EDV-Steuerung des Vermittlungs-
prozesses. Diese kann zwar die Relevanz 
persönlicher Sympathie oder Antipathie 
vermindern, gleichzeitig jedoch Ungleich-
heiten zwischen den Arbeitssuchenden 
verschärfen, wenn bei gering qualiizier-
ten BewerberInnen „Fähigkeiten und Ha-
bitusinformationen“ (216) gar nicht EDV-
mäßig abgebildet werden können und im 
technischen Matching keine Rolle spielen. 
Hier ist ein Problem angesprochen, das 
auf Seiten der Arbeitsverwaltung durch-
aus bekannt ist. Das belegen auch Aus-
sagen der interviewten VermittlerInnen. 
Die Lösung für dieses Problem wird aus 
Sicht des Rezensenten auch in der Phase 
nach Abschluss der Forschungen, die in 
diesem Buch präsentiert werden, in einem 
Mehr und einer Ausweitung des EDV-
gestützten Proilings und Vermittelns 
gesehen, wie es im so genannten Vier-Pha-
sen-Modell zum Ausdruck kommt, das 
inzwischen bundesweit eingesetzt wird. 
Die AutorInnen können jedenfalls schlüs-
sig belegen, dass das in der politischen 
Öfentlichkeit immer wieder bemühte 
Argument für die Modernisierung der 
Arbeitsmarktdienstleistungen – das Ver-
sprechen einer besseren, ja passgenauen 
Vermittlung – nicht stichhaltig ist. Statt-
dessen sind die Erwerbslosen mit Ersatz-
handlungen des Aktivierens, des Forderns 
und Förderns konfrontiert. Die Arbeit der 
VermittlerInnen wird zur Kommunikta-
ionsstrategie: Hofnung vermitteln und 
die Arbeitssuche zur Arbeit für Erwerbs-
lose erklären (vgl. 221f). Aus Sicht der 
Erwerbslosen sind diese Substitute kein 
akzeptabler Ersatz für die Erwerbsarbeit, 
die sie suchen (224). In ihrer Sicht spielt 
es auch eine wichtige Rolle, was es für Ar-
beiten sind, wenn ihnen welche angeboten 
werden. Hier werden aus den Gesprächen 
doch erfreulich deutlich Ansprüche an 
„gute und akzeptable Arbeit“ (225) for-
muliert. Die Befragten setzen sich mit 
Zumutungen der Abwärtsmobilität und 
Degradierungen durch Formen prekärer 
Arbeitsverhältnisse auseinander. Dabei 
geht es neben dem Geld (hier wird immer 
wieder starke Kompromißbereitschat 
formuliert) um Fairneß und Anerken-
nung. Die AutorInnen stellen fest, dass 
die Ansprüche der Erwerbslosen „deutlich 
mit den neuen arbeitsmarktpolitischen 
Zumutbarkeitskriterien kollidieren kön-
Kommunikationsregeln z.B. bei Bewer-
bungsstrategien. Die Ausführungen der 
AutorInnen legen nahe, dass z.B. hand-
werkliche Berufe oder kleinstädtische und 
ländliche Milieus oder Berufsfelder, in de-
nen die Stellensuche über soziales Kapital 
und entsprechende Beziehungsnetze prak-
tiziert wird, Schwierigkeiten in der so an-
gestelltenorientierten Organisationspra-
xis haben (189). Die standardisierten 
Programme der Kundensegmentierung 
enthalten Normalitätsunterstellungen, 
die den konkreten Lebens- und Arbeits-
Suchsituationen nicht gerecht werden. 
Denn selbst bei stark erwerbsarbeitsorien-
tierten und erst kurz Erwerbslosen kann 
es gute Gründe geben für eine Zeit der 
Orientierung, Relexion, also der „Suche 
im eigenen Tempo“ (194). Wenn Vermitt-
lerInnen dem „Anspruch eines stärkeren 
Einzelfallbezugs in der Praxis gerecht wer-
den“ sollen, bedarf es einer „Perspektive, 
die nicht von einem Normalfall – also 
gewissermaßen ‘geordneten’ Lebensver-
hältnissen – ausgeht“, sondern ofen ist 
für Verhältnisse, die sich „möglicherweise 
in starkem Maß von dem unterscheiden, 
was den Vermittlern aus ihrer eigenen Le-
benswelt bekannt ist“ (195).     
Im zweiten Teil der Zusammenfüh-
rung der Perspektiven geht es um die „Fol-
gen für die Teilhabechancen und die sozi-
ale Ungleichheit der Arbeitslosen“ (195). 
Die modernisierte Arbeitsverwaltung gibt 
den Fachkräten die Möglichkeit, sich 
„Zeit (zu) nehmen für den Kunden“ (196) 
und sich qua Terminierung besser auf die 
Menschen, die da kommen, konzentrieren 
zu können. Wer erwartet, dass nun auch 
mehr Zeit für die Tätigkeit des Vermit-
telns bleibt, sieht sich enttäuscht. Denn die 
intensive Beschätigung mit den Klienten 
ist durch formalisierte und standardisierte 
Handlungsprogramme geprägt (198), so 
dass „auch so scherzhat manchmal unter 
Kollegen gesagt (wird), man kann eigent-
lich auch ein Gerät hinsetzen und dann 
auf den Knopf drücken…“ (199). Aus 
Sicht der Arbeitslosen wird deutllich, dass 
es ganz darauf ankommt, über welches 
„verwaltungsbezogene kulturelle Kapital“ 
sie verfügen (200), wie sie mit der Situa-
tion in den Behörden und mit der Praxis 
ihrer Gegenüber klar kommen. Weiterhin 
sehen sich die AutorInnen ganz im Ge-
gensatz zu politischen Allgemeinplätzen 
nicht in der Lage, einen „Normalfall“ des 
typischen Arbeitslosen aus ihrem Daten-
material zu konstruieren. Sie beharren zu 
recht darauf, dass die drei Dimensionen 
„Ausmaß der Krise“, „zurückliegende Er-
fahrungen mit der Arbeitsverwaltung“ 
und die Wahrnehmung von „Autonomie 
oder Abhängigkeit“ in der Kommunika-
tion mit den VermittlerInnen (202). Vor 
diesem Hintergrund ist das „Wie der Ge-
spräche“ entscheidend, welche Teilhabe-
chancen von Arbeitslosen erlebt werden 
(203). Während der Hinweis nach dem 
„Wie“ noch nach Eigenschaten und Spiel-
räumen der VermittlerInnen klingt, wird 
am Beispiel des Verfahrens der Eingliede-
rungsvereinbarung gezeigt, dass „noch die 
wohlwollendsten Vermittler“ der institu-
tionellen Asymmetrie nicht entkommen 
können (207). Allerdings werden auch 
Unterschiede deutlich, welche Typen 
von VermittlerInnen wie mit dieser Hie-
rarchie arbeiten. Unter dem Aspekt der 
sozialen Ungleichheit ist die Erkenntnis 
besonders hervorzuheben, dass es sowohl 
über die Verfahren der Kundensortierung 
und der Zuordnung der Leute zu Hand-
lungsprogrammen wie auch „unter der 
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zu welchem Verhalten führen. Der Rah-
men des Sanktionsregimes ist zwar für alle 
Erwerbslosen im jeweiligen gesetzlichen 
Rahmen gleich, doch auch hier inden 
die ForscherInnen, dass in der Sankti-
onspraxis soziale Ungleichheiten bei den 
Erwerbslosen eine große Rolle spielen, vor 
allem die „habituelle Distanz“ oder Nähe 
zur Welt der Arbeitsverwaltung (265).
Die Hinweise auf die Strukturierung 
der sozialen Ungleichheiten von Erwerbs-
losen in der Praxis des Aktivierens ist ein 
herausragender Gedanke dieser Studie. 
Sie geht damit durchaus über das hinaus, 
was bisher am Beispiel des creaming von 
Erwerbslosen und Armen beschrieben 
und erläutert wurde. Das neue besteht 
vor allem im Blick auf die Interaktion 
zwischen Fachkräten und Erwerbslosen 
und in der Vorstellung der Perspektive der 
Erwebslosen, was diese Praxis mit ihnen 
und ihren Vorstellungen, Wünschen und 
Erwartungen macht. Zusammenfassend 
werden reale und „mentale Abwartsmo-
bilität“, unterschiedliche Ausstattung mit 
verwaltungsbezogenem kulturellen Kapi-
tal als zentrale Faktoren für die instituti-
onelle Erzeugung sozialer Ungleichheit 
festgehalten (268 f). Neben der institutio-
nellen Forcierung von Ungleichheit beto-
nen die AutorInnen zu Recht „Prozesse 
willkürlicher Machtausübung durch die 
Vermittler“ (274 f), die sich trotz EDV-
Anwendung und Standardisierung des 
professionellen Handlungsrahmens zei-
gen. Sie unterscheiden hierbei zwischen 
organisatorischer Willkür (z.B. Zutei-
lung von Qualiizierungsmaßnahmen 
nach Haushaltslage oder Festlegung von 
sperrzeitprovozierenden Anforderungen 
in Standards für Eingliederungsvereinba-
rungen) und personalisierter Willkür (z.B. 
Klassiizierung von Erwerbslosen in Wil-
lige und Unwillige, aber auch unbewußte 
Vorgänge auf Basis von im berulichen 
Alltag geteilten, nicht mehr relektierten 
Normalitätsvorstellungen): „All diesen 
Beispielen (…) ist gemein, dass sowohl (1) 
die Krise der Arbeitslosigkeit als auch (2) 
die Dilemmatik der Handlungssituation 
wie (3) die politische wie herrschatliche 
Position der Vermittler darin von diesen 
nur selten bis gar nicht relektiert werden“ 
(278/279).
In ihren Schlussfolgerungen (281 -293) 
plädieren die AutorInnen gegen die Bei-
behaltung des Zwangsverhältnisses und 
für eine „weitgehende Freiwilligkeit der 
Kooperation der Klienten mit ‘ihren’ Ar-
beitsvermittlern“ (281). Motiv für dieses 
Plädoyer ist nicht nur die Erkenntnis, dass 
die Fachkräte das Aktivierungsparadigma 
– unterschiedlich – durchsetzen und so Er-
werbslose systematisch in ihrer Autonomie 
beschränkt werden. Die AutorInnen gehen 
grundsätzlicher politisch an Schlußfolge-
rungen heran. Sie versuchen, die „Kons-
titutionsverhältnisse des Politischen“ zu 
berücksichtigen und „unsere Verfaßtheit 
als politische Subjekte“ wieder zur Gel-
tung zu bringen (282). Ausgehend von der 
„normativen Prämisse“ eines „freiheitlich 
republikanisch verfaßten Volkssouveräns“ 
gelangen sie zu einer politisch-normativen 
Begründung von Sozialstaatlichkeit, die 
es dem Volkssouverän, zu denen ja auch 
Mitarbeiter der staatlichen Verwaltungs-
apparate genauso gehören wie Erwer-
werblose, ermöglichen, sich über seine 
Verfasstheit zu verständigen. Sie greifen 
dabei auf Kerstings Argument zurück, dass 
„die menschenrechtliche Verplichtung 
zur Rechtsstaatlichkeit (…) aus sich selbst 
die Verplichtung zur Sozialstaatlichkeit 
nen. Vor allem der bisherige Werdegang 
und der persönliche Bezug zum erlernten 
Beruf sind ausschlaggebend dafür, bei der 
Bereitschat , jedwede Tätigkeit anzuneh-
men, Grenzen zu ziehen“ (230).
An der Aufgabe des Qualiizierens 
(231 f) – auch eine viel bemühte Stan-
dardempfehlung zur Verbesserung von 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt – arbeitet 
das Autorenteam heraus, welche Logiken 
der Praxis der Ermöglichung von Fort- 
und Weiterbildung durch die Fachkräte 
zu Grunde liegen. Dies sind neben Haus-
haltslage und Direktiven der Maßnahme-
planung auch Zuschreibungen gegenüber 
den Arbeitssuchenden, ob sie sich eine sol-
che Maßnahme denn auch durch ihr bis-
heriges Verhalten verdient haben (232 f). 
Auch die Zuordnungen von Kundengrup-
pen zu Maßnahmetypen wird erhellt und 
es wird belegt, wie z.B. Ein-Euro-Jobs un-
ter dem Ziel, keinen Arbeitslosen im Stich 
lassen zu wollen, als Disziplinierungsins-
trument für „arbeitsmarktferne Mielieus“ 
dienen (239). Seitens der Erwerbslosen 
selber wird die enge Verknüpfung von 
Qualiizierung mit der Integration in den 
Arbeitsmarkt positiv gesehen, formulieren 
sie doch kein Interesse an Fort- und Wei-
terbildung als Ersatz für Erwerbsarbeit 
(239). Das Verfahren des Zugangs und der 
Verteilung der Quaiizierungen bleibt den 
Erwerbslosen weitgehend intransparent 
und sie konstatieren eine starke Abhän-
gigkeit von der Person der VermittlerIn-
nen (243). Die Erfahrung, keine Quali-
izierung zu bekommen, ist jedenfalls für 
alle Gruppen von Erwerbslosen im SGB 
III fatal: „Während die ausbleibende Qua-
liizierung bei ‘Markt‘- wie ‘Beratungs-
kunden’ zu dem Eindruck führt, keine 
Hilfestellung bei der Vermeidung ihrer 
Abstiegsmobilität zu bekommen, ist sie 
bei gering qualiizierten Arbeitslosen, 
also den ‘Betreuungskunden der Arbeits-
agenturen mit der Erfahrung verbunden, 
‘immer unten bleiben’ zu müssen“ (243). 
Die Erfahrungen der Erwerbslosen im 
SGB II sind widersprüchlicher, wobei 
die Beispiele auf die große Bedeutung der 
Fachkkrat und ihrem Verhältnis zu den 
Erwerbslosen hinweist.
Die Perspektive auf den Aspekt des 
„Mobilisieren“ als wichtig aktivierende 
Tätigkeit wird von den AutorInnen als ei-
nerseits Verlangen nach innerer Mobilisie-
rung im Sinne einer Transformation von 
Haltungen und Verhalten vorgestellt (244 
f), andereseits als Anspruch auf räumliche 
Mobilität (250 f).In diesen Berichten wird 
die Praxis und Konlikhatigkeit der Ak-
tivierung sehr plastisch zwischen autoritä-
rer subjektivierender Überzeugungsarbeit, 
Veränderungs- und Heimat-Wünschen 
sowie Verleugnung der sozialen Relevanz 
bestimmter Lebensformen. Deutungen 
der Fachkräte und die „Komplexität der 
biographischen Erfahrungen und der Le-
benswelten von Arbeitslosen“ zeigen sich 
als schwer vereinbar (259).
Nicht fehlen darf in einer Betrachtung 
der Aktivierung als Praxis die hemati-
sierung der Sanktionen (259 f). Das For-
scherteam formuliert die Position, dass 
sowohl im SGB III als auch im SGB II das 
Wissen um die Möglichkeit von Sanktio-
nen eine Drohkulisse abgibt, in der „Face-
to-Face-Interaktion hingegen scheint 
Sanktionieren als konkreter Vollzug ein 
eher nachgeordneter, seltener Vorgang zu 
sein“ (259). Und es zeigt sich auch, welche 
Spielräume den Fachkräten bei der Ver-
hängung von Sanktionen bleibt und wel-
che Erwartungen an die Erwerblosen sie 
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Vermittlung nicht zwingend zum Ziel ha-
ben. Die zweite pragmatische Folgerung ist 
die nach einer  „(Teil-)Professionalsierung 
der Berufstätigkeit der Arbeitsvermittler“. 
Die besteht vor allem darin, in der Fallar-
beit auf die Dimensionen der „Autono-
mie und Krise des Klienten, limitierende 
Gesetze, Volkssouveränität und Solida-
ritätsgemeinschat, eigene Herrschats-
position und organisationale Vorgaben“ 
zu relektieren (293). Dies ist nicht mehr 
und nicht weniger als die Anforderung, 
die eigene beruliche Tätigkeit und die In-
stitutionen der Arbeits(losen)verwaltung 
als – gerade auch durch die eigene Praxis 
– politisch veränderbar zu begreifen. Das 
Autorenteam bezeichnet seine Vorschläge 
als „bescheiden“ (281). Angesichts der vor-
gestellten Ergebnisse aus dem Alltag der 
Aktivierung und angesichts der aktuellen 
Diskussionen über Sozialstaatlichkeit ent-
lang von Begrifen wie „Leistungsträger“, 
„Transfermassenzahler“ etc. erscheinen 
sie doch politisch ziemlich anspruchsvoll. 
Was nicht heißen soll, von ihnen Abstand 
zu nehmen. 
Wolfgang Völker,   
Basselweg 65 c,
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hervor“ bringt (284/285). Der Sozial-
staat wird so „das nötige Komplement zu 
Freiheit und Demokratie“, welches Auto-
nomie trotz zeitweisem oder dauerhatem 
Verlust der Einkommensquelle ermöglicht. 
Die Begründung dafür wird in der „politi-
schen Solidarität (d.i. Brüderlichkeit) der 
politischen Vergemeinschatung“ gesehen 
(285). Diese Form moderner Solidarität 
braucht als Voraussetzung nicht die kon-
kret-praktische Hilfe der Bürger, sondern 
das „Teilen der Idee zur Solidaritätsver-
plichtung“ (285). Und darin, im Teilen 
der Idee, erweisen sich die Menschen erst 
als „politisch vergemeinschatetes Subjekt“ 
(285). Hier ist also nicht wie im mora-
lisch und plichtenethisch aufgeladenen 
Diskurs der Sozialstaatsmodernisierung 
von Neujustierungen des Verhältnisses 
von Bürger und Staat die Rede, sondern 
eine sozialstaatlich organisierte Solidarität 
wird als Basis dafür betrachtet, dass Politik 
überhaupt praktiziert werden kann. Sozial-
staatlichkeit wird zur „Handlungsanforde-
rung an die legale Herrschat“ (286). Mit 
dieser Position wollen sich die AutorInnen 
nicht nur von wirtschatsliberalen Tradi-
tionen unterscheiden, die Gewährleistung 
des „biologischen Überlebens“ und den 
Erhalt der physischen Arbeitskrat „für 
sozialstaatlich ausreichend“ halten und für 
den Rest auf den Markt vertrauen (286). 
Mit dem Argument der „sozialstaatlichen 
Freiheitsfürsorge“ (286) unterscheiden 
sie sich auch von Traditionen der gewerk-
schatlichen ArbeiterInnenbewegung, 
die den Sozialstaat mit dem Primat der 
Sozialversicherung an die Vorleistung der 
Lohnarbeit bindet. Konsequent wird die 
„Abschafung der Statussicherung“ im 
Rahmen der Sozialpolitik der Agenda 
2010 auch „prinzipiell“ als ein gewalti-
ger „Solidaritätsfortschritt“ bezeichnet 
(287) und die empirische Realisierung als 
SGB II „freiheitsrechtlich und autono-
mietheoretisch“ scharf kritisiert (287). In 
den praktischen Konsequenzen sehen die 
AutorInnen keinen Grund, der üblichen 
Entgegensetzung von „Eigeninteressen“ 
(z.B. faule Arbeitslose) und „Gemeinwohl“ 
(z.B. Wir Steuerzahler) zu folgen, sondern 
gehen davon aus, dass in ihrer politischen 
Lesart der Sozialstaatlichkeit Autonomie 
und Gemeinwohl weder theoretisch noch 
in ihren empirischen Untersuchungen 
divergieren. Die meisten Erwerbslosen 
wollen, so kurz gefasst die Summe der 
Untersuchung, autonom sein, etwas sinn-
volles tun und niemandem auf der Tasche 
liegen. Deswegen wollen sie Erwerbsarbeit 
(288). Der Vorschlag der AutorInnen zu 
einer Veränderung der Praxis unter „Be-
rücksichtigung der Gesetzeslage“ – also 
nicht im Sinne etwa eines bedingungslosen 
Grundeinkommens, das man mit dieser 
Argumentation ja auch begründen könnte 
– ist pragmatisch, aber nichts desto weni-
ger politisch interessant. Sie fordern, die 
Autonomie der „Klienten“ und die Soli-
daritätsverplichtung des Volkssouveräns 
zur Basis des Arbeitsbündnisses zwischen 
Fachkrat und Erwerblosen zu machen, 
dass dementsprechend nur freiwillig zu 
Stande kommen kann. So sollen dann die, 
die „keine Chancen am Arbeitsmarkt mehr 
haben“, diejenigen, die „etwas halbwegs 
Sinnvolles jenseits von Lohnarbeit machen 
wollen“ und die, „die unter schlechten Ar-
beitsmarktbedingungen ohne Arbeit von 
sich aus klar kommen“ in Ruhe gelassen 
werden, wenn sie dies wünschen (289). So 
könnte die Aufgabe der Vermittlung in ei-
nem freiwilligen Arbeitsbündnis ihren Ort 
haben, aber das Arbeitsbündnis müsste die 
